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Wo steht Europa? Im kommenden Jahr findet das fünfzigjährige Jubiläum des Gründungsvertrags für das europäische Projekt statt. Dieses Ereignis werden wir mit Stolz feierlich begehen können, da die Wiedervereinigung des Kontinents seit 1957 auf Werten basiert, für die Jean Monnet, Robert Schuman, Paul-Henri Spaak, Alcide de Gasperi und Konrad Adenauer – das heißt die Gründungsväter der Europäischen Union – unbeirrt eingetreten waren. Das ist ein historischer Erfolg. Die Feierlichkeiten werden jedoch auch von einem Gefühl der Unsicherheit begleitet sein, da Europa aus dem  Tritt geraten ist. Man wird dem entgegenhalten, dass sich die Union entgegen allen Erwartungen auf finanzielle Perspektiven hat verständigen können und dass die Krise zum Wesen des Aufbaus gehöre so wie die Verbrennung zum gleichnamigen Motor. Ich bleibe jedoch dabei, dass es ganz unverkennbar eine Krise gibt. Vielleicht verhindert eine zu große Nähe, dass diese Krise hier in Brüssel in vollem Umfang wahrgenommen wird. Unbestreitbar ist, dass die Belgier immer an der Spitze der europäischen Bewegung standen und dass uns die belgischen Behörden immer wertvolle Dienste geleistet haben. Genauso zutreffend ist, dass es sich nicht um eine offene, massive oder lautstarke, sondern um eine unterschwellige aber tiefgreifende Krise handelt. Die Union arbeitet auf dem erreichten Niveau, ohne über eine echte gemeinsame Perspektive zu verfügen. In den Herzen der Bürger haben sich Zweifel und Gleichgültigkeit breit gemacht.

Vor allem in Frankreich werten einige diese Ernüchterung als ein Zeichen dafür, dass man sich letztlich mit dem Bestehenden abgefunden hat. Die Distanz bzw. das Misstrauen unserer Mitbürger gegenüber dem europäischen Projekt sei in gewisser Weise der Normalzustand in unseren Ländern. Daher sei es ratsam, nichts an diesem Zustand verändern zu wollen.

Dieser Auffassung schließe ich mich nicht an. Sicherlich erweckt die Europäische Union in Zeiten der Globalisierung allzu oft den Eindruck, als sei sie das Trojanische Pferd des Auslands, und zwar genau in dem Moment, in dem das Bedürfnis unserer Mitbürger nach Wahrung ihrer nationalen Identität so stark ausgeprägt ist wie nie zuvor. Ebenso wahr ist jedoch auch, dass die Einheit unserer Länder angesichts des Zustands der Welt noch nie so notwendig war wie heute. Die Welt hat sich grundlegend verändert. Das bedeutet für uns, dass das europäische Modell, wie es vor fünfzig Jahren konzipiert und dann weiterentwickelt wurde, seinem Ende entgegensieht. Für uns bedeutet dies, dass uns die Europäische Union künftig mehr Phantasie abverlangen wird.
Die Europäische Union muss Ambitionen wecken und darf nicht als Zwang empfunden werden. Ich würde mir wünschen, dass sie bei unseren Mitbürgern wieder Enthusiasmus auslöst, anstatt Misstrauen zu wecken. Ich selbst habe stets an ein politisches Europa geglaubt. Diese Hoffnung werde ich auch nicht aufgeben, da diese Perspektive mitnichten überholt, sondern – im Gegenteil – modern ist, da sie nicht mehr von den Zufällen der Geschichte beeinflusst wird. Diese Perspektive ist ehrgeizig, und wir wissen alle, dass der Weg schwer ist. Aber er ist auch reizvoll. Sie beschreiten diesen Weg jeden Tag und verstehen daher, worum es geht. Angesichts der bewegten Geschichte unseres Kontinents ist dieses ambitionierte Projekt auch mehr als legitim. Ebenso wenig wie Sie möchte ich dieses Projekt aufgeben!

Was gilt es zu tun? Wir befinden uns in einer für Europa entscheidenden Phase, da in den kommenden zehn Monaten nach Italien, Ungarn und der Tschechischen Republik in elf Ländern der Europäischen Union, darunter auch in Frankreich, allgemeine Wahlen stattfinden werden [im September in der Slowakei, in Litauen und in Schweden, im Oktober in Bulgarien, im November in Österreich und in den Niederlanden, im März 2007 in Finnland und in Estland, im Frühjahr in Irland, im Juni in Belgien und in Frankreich]. 2009 folgen dann die Europawahlen. Daher müssen wir jetzt über die Möglichkeiten nachdenken, wie wir die Europäer mit Europa versöhnen und dafür sorgen können, dass Europa seinen Weg fortsetzen kann. In diesem Zusammenhang erlaube ich mir, vor Ihnen – die den Motor der Gemeinschaft tagtäglich am Laufen halten und sich ganz diesem großartigen Projekt Europa verschrieben haben – Folgendes ohne Umschweife zu sagen: Unsere Mitbürger wollen ein offenes und transparentes Europa. Daher muss die Arbeitsweise effizient und nachvollziehbar sein; sie muss den Interessen der europäischen Bürger dienen; sie muss immer dort ansetzen, wo die nationalen oder regionalen Möglichkeiten nicht ausreichen. Mit einem Wort: Europa muss immer dann in einer angemessenen und nicht übertriebenen Art und Weise zur Geltung gebracht werden, wenn es tatsächlich gebraucht wird.

(((
Damit Europa wieder populär wird, müssen wir uns intensiv um die Beantwortung von mindestens vier Fragen kümmern.

1/ Wie finden wir einen Ausweg aus der institutionellen Krise, die durch die Ablehnung des europäischen Verfassungsentwurfs in Frankreich und in den Niederlanden ausgelöst wurde?

Einige werden sagen, dass etwas Anderes viel entscheidender ist und dass man sich in den vergangenen Jahren allzu sehr um institutionelle Mechanismen anstatt um das politische Europa gekümmert habe. Vielleicht haben sie Recht, aber ich habe gewiss nicht die Absicht, mich der Frage zu entziehen, die Sie sich bezüglich der Haltung Frankreichs zum Verfassungsentwurf nach dem Referendum stellen. Einen Plan „B“ hat es nie gegeben, und ebenso wenig gibt es eine einfache Lösung. Politik ist jedoch die Kunst, komplexe Probleme zu lösen. Zu diesem Thema habe ich mich bereits mehrfach geäußert, vor allem im Februar in Berlin. Damals hatte ich mein Bedauern darüber zum Ausdruck gebracht, dass der Verfassungsvertrag mit Sicherheit nicht in seiner aktuellen Form in Kraft treten werde. Während der gesamten Kampagne im Vorfeld der Volksabstimmung habe ich mich monatelang für das „Ja“ eingesetzt. Ich bin stolz darauf, dass diese Botschaft bei meinen politischen Freunden angekommen ist. 85 % der Anhänger der Partei, deren Vorsitzender ich bin, haben mit „Ja“ gestimmt. Doch die Abstimmung der Franzosen fiel insgesamt eindeutig aus.

Ob es uns nun gefällt oder nicht – wir alle müssen diese Ergebnisse akzeptieren. Die 15 Ratifizierungen – einige davon per Referendum –, die in den übrigen Ländern der Europäischen Union erfolgt sind, haben denselben politischen Stellenwert wie die Abstimmungen in Frankreich und in den Niederlanden. Auf rechtlicher Ebene stellt sich die Situation jedoch anders dar. Die rechtlichen Bestimmungen im vierten Teil des Vertrags sind eindeutig, und wir als Befürworter des Verfassungsvertrags haben dies den Franzosen vermittelt. Der Verfassungsvertrag kann erst dann in Kraft treten, wenn er von allen Mitgliedstaaten ratifiziert worden ist. Heute wissen wir, dass dies nicht der Fall sein wird. Wir können weder die Franzosen noch die Niederländer auffordern, ein zweites Mal über denselben Text abzustimmen, da ihre erste Abstimmung eindeutig ausgefallen ist. Hinzu kommt, dass wir bereits heute wissen, dass einige Länder, in denen bislang keine Abstimmung stattgefunden hat, keinesfalls beabsichtigen, den Vertrag zu ratifizieren. Frankreich schuldet seinen Partnern Klarheit. Ich werde jedenfalls nicht derjenige sein, der den Franzosen sagt, sie hätten die Frage, die ihnen gestellt wurde, falsch verstanden.

Bedeutet das, dass die vom Konvent unter Vorsitz von Valéry Giscard d’Estaing und die von der Regierungskonferenz geleistete Arbeit nutzlos war? Nein, es wurde eine bemerkenswerte Arbeit geleistet, an die man sich erinnern wird. Bedeutet das, dass man sich mit den derzeitigen Verträgen begnügen muss, auf deren Unzulänglichkeiten von uns allen – und nicht zuletzt von mir – hingewiesen wurde. Mit Sicherheit nicht. Die konzeptuellen Fortschritte des Verfassungsentwurfs müssen bewahrt werden. Sie befassen sich tagtäglich mit diesen Fragen und wissen, dass die vorgeschlagenen Reformen, auch wenn sie für eine effizientere Arbeitsweise einer Union mit 25 bzw. 27 Mitgliedstaaten notwendig sind, doch unzureichend sein werden, um es der Union zu ermöglichen, die noch größeren Herausforderungen, die ihr bevorstehen, bewältigen zu können. Einige Herausforderungen stellen sich schon heute, wie beispielweise die Art der Finanzierung der Europäischen Union. Weitere Herausforderungen werden schon bald folgen: Wie soll beispielsweise auf die schnelle Entwicklung in China und Indien reagiert werden?

Was bereits vor einigen Jahren zutreffend war, gilt noch heute: Die Europäische Union braucht einen Text, auf den sie sich stützen kann – unabhängig davon, ob dieser nun Verfassung, Grundgesetz oder ganz anders genannt wird – die Bezeichnung ist nicht entscheidend. Dieser Text muss über die technischen Bestimmungen in den geltenden Verträgen hinausgehen und die grundlegende politische Dimension des Aufbaus von Europa besiegeln. In diesem Grundvertrag muss klargestellt werden, was Europa ist. Dies impliziert vor allem, dass endlich eine Einigung darüber erzielt werden muss, wer für einen Beitritt zur Europäischen Union in Frage kommt und wer nicht. In diesem Text muss ferner definiert werden, was Europa sein will, welche Politik für welches Projekt vorzusehen ist, und auf welche Vorgehensweise für weitere Fortschritte zurückzugreifen ist.

Vor dem Hintergrund dieser Notwendigkeit bedarf es einer umfassenden demokratischen Debatte und nicht eines rein diplomatischen Vorgehens, das sich auf Verhandlungen von Experten oder Eingeweihten hinter verschlossenen Türen beschränkt. Was spräche gegen einen großen Konvent, dessen Mitglieder nach einer wirklich demokratischen Debatte – vor allem in den nationalen Parlamenten – benannt würden und die über ein weitreichendes Mandat verfügen sollten. Ein solcher Konvent könnte sich nach den Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 2009 konstituieren. Der Wahlkampf böte dann die Gelegenheit für eine fundierte Debatte über die Zukunft Europas. Die Vertreter des Europäischen Parlaments würden auf diese Weise über ein klares demokratisches Mandat verfügen.

Dieses Vorgehen würde jedoch einige Zeit in Anspruch nehmen. Aber gerade Zeit ist für uns ein knappes Gut, da unsere Mitbürger immer ungeduldiger werden, wenn sie sehen, dass Europa nicht in der Lage ist, klare Perspektiven aufzuzeigen und nachvollziehbare Entscheidungen zu treffen. Wir müssen schnell dafür sorgen, dass die Europäische Union wieder entscheidungsfähig wird. In den Bereichen Sicherheit und Einwanderung erinnern uns die Ereignisse in London und die massive Ankunft illegaler Einwanderer auf den kanarischen Inseln daran, dass unsere Fähigkeit zum gemeinsamen Handeln nach wie vor eingeschränkt ist. Es besteht folglich Handlungsbedarf: Die Europäische Union benötigt dringend effiziente Verfahrensvorschriften.

Ich habe Vorschläge für Methoden vorgelegt, mit denen sich Europa aus der Blockade befreien kann, in der es sich nach den gescheiterten Referenden in Frankreich und den Niederlanden befindet. Heute möchte ich noch einen Schritt weiter gehen. Wie kann eine bessere Arbeitsweise der europäischen Institutionen sichergestellt werden?

Die Verbesserung der Arbeitsweise der heutigen Institutionen muss schnell erfolgen. Die meisten dringenden, wenn auch nur punktuellen Reformen betreffen die Verträge. Im Sinne der Verträge selbst, sind wir zu diesen Reformen verpflichtet. Ich erinnere daran, dass im Vertrag von Nizza vorgesehen ist, die Zahl der Kommissionsmitglieder ab 2009 zu begrenzen; dies muss noch organisiert werden. Ferner hatte ich bereits darauf hingewiesen, dass über einige Bestimmungen des Vertrags trotz der Ablehnung durch die Franzosen ein breiter Konsens herrscht, und zwar sowohl auf der rechten als auch auf der linken Seite des Parteienspektrums. Über eines waren sich während der Kampagne nämlich alle – die Anhänger des „Ja“ und die des „Nein“ – einig: Der Vertrag von Nizza ist unbefriedigend, da er in einer Union mit 27 Mitgliedstaaten keine adäquate Arbeitsweise ermöglicht. Es bedarf daher eines „Mini-Vertrags“, um die dringlichsten institutionellen Reformen durchzuführen. Ich möchte noch weiter gehen und auch über den Inhalt eines solches Mini-Vertrags sprechen. Für mich gibt es dabei folgende Prioritäten:
- Der Mini-Vertrag müsste die Bestimmungen bezüglich der Ausweitung der qualifizierten Mehrheit und des Mitentscheidungsrechts wiederaufnehmen, insbesondere in den Bereichen Justiz und Strafrecht, wenn wir nicht sofort zu einer Entscheidung gelangen.
- Er müsste die Bestimmungen bezüglich der Modalitäten der qualifizierten Mehrheit wiederaufnehmen, insbesondere die Regel der doppelten Mehrheit.

- Er müsste die Bestimmungen bezüglich der Aufteilung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen dem Parlament und dem Rat sowie die Bestimmungen bezüglich der Wahl des Kommissionspräsidenten durch das Parlament  wiederaufnehmen.
- Wir müssen die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips kontrollieren. Dabei geht es um folgende einfache Regel: Die Europäische Union ist nur dann zum Handeln berechtigt, wenn ihre Maßnahmen effizienter und angemessener sind als die der Mitgliedstaaten. Die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips bedeutet, dass Europa dort im notwendigen, aber nicht in übertriebenem Umfang auftritt, wo es erforderlich ist. Vor diesem Hintergrund muss der Mini-Vertrag die Stärkung der nationalen Parlamente durch das sogenannte „Frühwarnsystem“ vorsehen.

- Die Frage einer permanenten, das heißt nicht ständig wechselnden Ratspräsidentschaft scheint mir heute nicht mehr strittig zu sein. Alle Seiten haben erkannt, dass auf diese Weise längerfristige Maßnahmen durch eine intensivere Begleitung begünstigt würden.

- Des Weiteren geht es um die Schaffung des Amtes eines Außenministers der Europäischen Union, der die Funktionen des Hohen Vertreters der Europäischen Union im Bereich der Außenpolitik und der gemeinsamen Sicherheitspolitik, des Kommissars für Außenbeziehungen und des Präsidenten des Rats „Auswärtige Angelegenheiten“ übernehmen würde.

- Auch bei zwei weiteren Maßnahmenpaketen gibt es einen breiten Konsens. Zum einen geht es um die Maßnahmen bezüglich der partizipativen Demokratie innerhalb der Europäischen Union, genauer gesagt um das Initiativrecht der Bürger, das heißt die Möglichkeit für Millionen von Bürgern, die Kommission aufzufordern, in bestimmten Bereichen Vorschläge zu unterbreiten. Zum anderen geht es um die Maßnahmen bezüglich der verstärkten Zusammenarbeit.

- Schließlich sollte die Europäische Union mit einer Rechtspersönlichkeit ausgestattet werden, um es ihr zu ermöglichen, als politische Einheit einer Reihe von Organisationen beizutreten und hier Sitze zu übernehmen.

All diese Punkte ließen sich in einen Mini-Vertrag aufnehmen, über den schnell verhandelt werden könnte, da es im Wesentlichen darum geht, Bestimmungen zu übernehmen, die im Rahmen des Konvents und der Regierungskonferenz ausführlich behandelt wurden. Politische Debatten, bei denen bereits ein Kompromiss erzielt wurde, müssten auf diese Weise nicht noch einmal wieder aufgenommen werden.

Dieser Mini-Vertrag zur Abänderung der Verträge von Nizza und Amsterdam könnte genau wie diese beiden Verträge den Parlamenten zur Ratifizierung vorgelegt werden. Unser Ziel müsste sein, mit der Ausarbeitung unter der deutschen Präsidentschaft im Jahr 2007 zu beginnen und die Ratifizierungen 2008 unter der französischen Präsidentschaft abzuschließen, um den Vertrag von den nächsten Europawahlen an, das heißt ab 2009, anwenden zu können.

Für andere wichtige Fragen werden selbstverständlich neue Diskussionen erforderlich sein. Dieses Risiko müssen wir eingehen. Dabei geht es beispielsweise um die Ernennung der Kommissare. Wenn keine Entscheidung getroffen wird, gelten weiterhin die Regeln von Nizza, die niemand für befriedigend hält. Wenn es einen Konsens in diesem Sinne geben würde, könnte die Frage nach der Begrenzung der Anzahl von Kommissionsmitgliedern im Mini-Vertrag auf 2014 verschoben werden, wie dies im Übrigen auch im Verfassungsvertrag vorgesehen war. In diesem Fall würde für die nächste Kommission, deren Mitglieder 2009 ernannt werden, weiterhin die Regel gelten, nach der es einen Kommissar pro Land gibt. Da bis zu diesem Zeitpunkt lediglich Rumänien und Bulgarien beigetreten sein werden, gäbe es keine großen Unterschiede zur jetzigen Kommission. Diese schwierige Frage hat uns lange Zeit gespalten; ich werde später einige Grundsätze nennen, die meiner Ansicht nach bei der Suche nach einer Lösung zu bedenken sind. Aber zum jetzigen Zeitpunkt sollten wir diese Frage hintanstellen und nicht die anderen erforderlichen Maßnahmen verschieben. Sie sehen, dass es für mich Priorität hat, ohne weitere Verzögerungen voranzukommen.

Bei einigen Fragen ist der Verfassungsvertrag jedoch unzureichend. In einem zweiten Anlauf wird es daher unerlässlich sein, noch weiter zu gehen, um es einer noch einmal erweiterten Union zu ermöglichen, effizient zu bleiben. Hierzu bedarf es eines gewissen Wagemuts und der Phantasie, da wir letztlich keine andere Wahl haben, als das Modell einer europäischen Verfassung weiterzuentwickeln. Ich möchte diesbezüglich zwei Beispiele anführen:

a) Die Kommission muss reformiert werden. Dies ist jedoch nicht in einem einzigen Schritt möglich. Die Zusammensetzung der Kommission muss überdacht werden. Hierbei handelt es sich um eine der wichtigsten und sicherlich am schwierigsten zu beantwortenden institutionellen Fragen, da die Kommission eine zentrale Stellung innerhalb der Institutionen der Gemeinschaft einnimmt. Die Auswirkungen ihrer Entscheidungen in vielen Bereichen sind ganz erheblich. Wir müssen uns die Zeit zum Nachdenken und Debattieren geben, um ausgleichend auf einige Mitgliedstaaten einwirken zu können, die sich verständlicherweise eine feste Zusage in Bezug auf einen eigenen Kommissar wünschen. Hiermit verbunden ist die Notwendigkeit, der Kommission einen ausreichenden Zusammenhalt zu ermöglichen, um effizient arbeiten zu können.

Weder der Vertrag von Nizza noch der Verfassungsvertrag haben eine zufriedenstellende Antwort auf die Frage nach der Zusammensetzung der Kommission geben können. In beiden genannten Verträgen wurde zur Begrenzung der Zahl von Kommissaren und zur Aufteilung von Posten zwischen den Mitgliedstaaten ein strikt auf Gleichheit abzielendes Rotationssystem beibehalten. Dieses System ist nicht zufriedenstellend, da es letztlich weder die Effizienz noch die Legitimität der Kommission gewährleisten kann:

· Die Ernennung der Kommissare wird weiterhin ausschließlich von der nationalen Ebene aus organisiert; auf diese Weise kann aus der Kommission kein wirkliches Team werden.

· Durch diese Form der Ernennung ist die Legitimität der Kommission und ihrer Entscheidungen in den Augen der Bürger bedroht. Schon heute ist die Kommission in der öffentlichen Meinung allzu oft der Sündenbock. Wann wird der Tag kommen, an dem sie eine weitreichende Entscheidung trifft, mit der beispielsweise die Zukunft eines großen Unternehmens in einem Land bedroht wird, das nicht einmal über einen Kommissar verfügt?

Es wurden mehrere Modelle in Betracht gezogen, von denen jedes Vor- und Nachteile hat: So wurde beispielsweise über die Beibehaltung des Modells eines Kommissars pro Mitgliedstaat oder über ein System der differenzierten Rotation in Anlehnung an das System des UN-Sicherheitsrats nachgedacht.

Warum sollte man nicht den Mut aufbringen, über einen grundsätzlichen Systemwechsel nachzudenken, um die Blockade aufzulösen? Dieser Wechsel bestünde darin, den Kommissionspräsidenten künftig selbst mit der Zusammensetzung der Kommission zu betrauen. Der Präsident verfügt über das Vertrauen des Europarats und des Parlaments, die ihn auf der Grundlage des Ergebnisses der Europawahlen gemeinsam ernannt haben. Er könnte sein Team frei wählen, mit der Auflage, am Ende die Zustimmung des Parlaments und des Rates einholen zu müssen. Nach diesem Modell werden schließlich auch die nationalen Regierungen gebildet. Selbstverständlich müsste sich der Kommissionspräsident mit den nationalen Regierungen absprechen und die Gleichgewichte in der Union respektieren, insbesondere zwischen den Mitgliedstaaten und den politischen Parteien. Letztlich läge die Entscheidung aber in seiner Verantwortung. Auf diese Weise könnte aus der Kommission ein echtes Team werden, das sich um seinen Präsidenten versammelt. Die Zusammensetzung würde dann nicht im Abstrakten, sondern auf der Grundlage der politischen Kräfteverhältnisse entschieden, die nach jeder Wahl anders aussehen können und nicht vorhersehbar sind.

b) Einstimmigkeit: Ich bin der Überzeugung, dass wir die Regel der Einstimmigkeit in Europa ändern müssen. Wie können wir selbst glauben und andere glauben machen, dass wir effektiv gegen den Terrorismus kämpfen werden, wenn wir eine Art Aeropag mit fünfzig Innen- und Justizministern einrichten, von denen jeder zwei Minuten Redezeit erhält, bevor dann eine einstimmige Entscheidung zu treffen ist?

Man kann kein Land zu etwas zwingen, das es nicht will. Allerdings kann ich nicht akzeptieren, dass ein Land, das keinen Fortschritt will, die anderen an Fortschritten hindert. Es ist eine Sache, wenn ein Staat keinen Fortschritt will, eine ganz andere Sache ist es jedoch zu akzeptieren, dass dieses Land die anderen 26 Länder an Fortschritten hindert. Daher bleibt keine andere Lösung, als einen Befreiungsschlag zu wagen, um das politische Europa zu retten. Ein Land muss zwar „Nein“ sagen können, dieses „Nein“ darf die Projekte der anderen jedoch nicht behindern. Es ist unvorstellbar, dass ein oder zwei Mitgliedstaaten die gesamte Union daran hindern können, Fortschritte zu erzielen.

In Berlin hatte ich die Einführung eines Mechanismus einer „superqualifizierten“ Mehrheit angeregt, bei dem für die Annahme einer Entscheidung beispielsweise eine Zustimmung in einer Größenordnung von 70 oder 80 % vorgeschrieben werden könnte. Warum wäre ein solcher Mechanismus interessant? Weil es Bereiche gibt, die für die Mitgliedstaaten so sensibel sind, dass es eine Illusion wäre zu glauben, für diese Bereiche die Regel der qualifizierten Mehrheit einführen zu können. In diesen Bereichen stellt die Regel der Einstimmigkeit ein zu großes Hindernis für jeglichen Fortschritt dar, weil der Widerstand einiger Mitgliedstaaten bzw. zuweilen auch eines einzelnen Mitgliedstaats jede Entscheidung blockieren kann. Dies ist beispielsweise im Steuerrecht der Fall: Bei der Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung bzw. der Steuern in Bereichen der Wirtschaft, die dem Wettbewerb unterliegen, haben wir noch keine ausreichenden Fortschritte erzielt. Mit dem Ergebnis, dass es den Staaten gestattet ist, sich im Bereich der Steuern einen verheerenden Wettbewerb zu liefern, um Unternehmen in ihr Land zu locken, dies indem die Steuern für Unternehmen teilweise auf Null gesenkt werden. Das Steuerdumping, das unter dem Schutz der Einstimmigkeit wächst und gedeiht, ist in der Europäischen Union nicht zu akzeptieren. Wir müssen die Zuständigkeiten zwischen den Institutionen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten gemäß den Grundsätzen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit klarstellen können.

Natürlich bin ich mir darüber im Klaren, dass eine Änderung der Entscheidungsregeln nicht genügt, um das europäische Projekt wieder in Schwung zu bringen. Wir benötigen einen neuen Motor. Jene, die Fortschritte erzielen wollen, müssen ihre Verantwortung wahrnehmen. Ich halte Gruppen für sinnvoll, die nach einzelnen Themen flexibel zusammengesetzt werden. Dank der Autorität und Erfahrung von Jean-Claude Juncker hat die Eurogruppe ihre Rolle innerhalb der Institutionen gefunden. Die G5 der Innenminister, die wir um Polen erweitert haben, hat ihre Effizienz unter Beweis gestellt: Sie hat die operative Zusammenarbeit der Polizei gestärkt und die im Rat „Justiz und Inneres“ gemachten Vorschläge durchgesetzt, die wir für die Bekämpfung des Terrorismus bzw. der illegalen Einwanderung so dringend benötigen. Ich glaube an die Notwendigkeit der informellen Vorbereitung großer europäischer Termine durch mehrere Länder, damit die Initiativen, die unsere Mitbürger erwarten, Aussicht auf Erfolg haben. Mein Wunsch wäre es folglich, dass sich die Länder entsprechend den für sie interessanten bzw. den sie betreffenden Themen zusammenfinden, um die Arbeiten des Rats vorzubereiten. Das neue Europa muss von Fakten und Realitäten ausgehen, um diese Arbeiten zu gestalten, und darf nicht versuchen, den Mitgliedstaaten ein künstliches Schema aufzuzwingen, das für kein Land geeignet ist. Das wäre eine revolutionäre Entwicklung, ein Bruch mit der Vergangenheit. Von da an wird der Begriff einer Avantgarde mit ad hoc gebildeten Gruppen, in denen sich die am stärksten von einem bestimmten Problem betroffenen Länder zusammenfinden, mit Leben erfüllt. Diese Staaten haben es in der Hand, einen neuen Zusammenhalt zu entwickeln und dabei den anderen Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu lassen, sich anzuschließen; sie haben es in der Hand, rechtliche Formen für die Umsetzung ihrer gemeinsamen Maßnahmen zu finden. Portugiesen, Griechen, Spanier, Italiener und Franzosen legen gemeinsam Vorschläge für die Bekämpfung von Waldbränden vor. Die sieben Staaten, die sich für den Frieden im Libanon einsetzen, stimmen sich ab und unterstützen sich gegenseitig. Die Euro-Zone wird gestärkt. Die Mittelmeerstaaten stimmen sich ab, um die wirksamsten Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung festzulegen.

Für uns alle ist es von großer Bedeutung, dass die Mitgliedstaaten wieder Freude am Fortschritt entwickeln, ohne sich dabei ausschließlich um ihre persönlichen Interessen zu kümmern. Jene, die Initiativen ergreifen wollen, dürfen sich nicht vom Zögern der anderen daran hindern lassen.

(((
2/ Welche Grenzen müssen wir für die Union festlegen und welche Beziehungen müssen wir zu unseren Nachbarn aufbauen?

Es ist an der Zeit, das Problem offensiv anzusprechen. Das Scheitern der Referenden in Frankreich und in den Niederlanden ist teilweise auf die Ablehnung eines Europas ohne Grenzen zurückzuführen. Eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass sich unsere Mitbürger wieder mit dem europäischen Projekt befassen, besteht vor dem Hintergrund dieser Erfahrung darin, einen geographischen und politischen Rahmen für die Europäische Union festzulegen. Die erste Konsequenz muss sein, dass es keine neuen Erweiterungen mehr geben darf, solange keine Entscheidungen über neue Institutionen gefallen sind.

Ich möchte einen einfachen Gedanken wiederholen: Der Beitritt eines neuen Mitglieds ist zunächst eine Entscheidung, die von der Europäischen Union selbst zu treffen ist, und zwar im Hinblick auf ihre eigenen Ziele, ihre Möglichkeiten und die Zustimmung der Bevölkerung. Erst in zweiter Linie ist es dann eine Entscheidung, die mit außenpolitischen Aspekten und dem Wunsch der Union zusammenhängt, in anderen Ländern Reformprozesse anzustoßen. Das Interesse Europas besteht nicht darin, seine Politik und Institutionen in einer Einheit aufzulösen, in der jede Entscheidung per se unmöglich wäre. Das Interesse der Europäischen Union besteht vielmehr darin, stabil genug zu sein, um Einfluss nehmen und Grundlagen für eine Region der Stabilität und des Wohlstands legen zu können, die um ihre kontinentalen und mediterranen Nachbarn erweitert wird. Mit anderen Worten: Die Aufnahmefähigkeit der Union ist nicht unendlich. Ich möchte, dass der Begriff der Aufnahmefähigkeit mit Inhalt gefüllt wird, um ihn praktisch anwenden zu können. Darüber hinaus halte ich es für notwendig, die Aufnahmefähigkeit bei jeder Etappe des Erweiterungsprozesses und nicht nur im Moment der Schlussfolgerung zu überprüfen, da es dann bereits zu spät zum Handeln ist.

Diese Argumentation hat Konsequenzen. Wir müssen nun sagen, wer zu Europa gehört und wer nicht. Diese Frage unbeantwortet zu lassen, ist nicht länger möglich. Und wie groß dieser Wunsch ist, haben uns die Franzosen, die seit unserer Verfassungsreform bei jeder Erweiterung im Rahmen eines Referendums befragt werden, durch ihre Ablehnung gezeigt. Zu sagen, wer zu Europa gehört, bedeutet zu sagen, wer dafür in Frage kommt, der Europäischen Union beizutreten, und wer für den Aufbau eines privilegierten Verhältnisses in Frage kommt, ohne Teil der Union zu werden.

Meines Erachtens muss daher folgende Unterscheidung getroffen werden:

- Auf der einen Seite stehen die Länder, deren Anspruch, der Union beizutreten, von niemandem bestritten wird. Die Europäische Union ist für all jene Länder offen, die eindeutig zum europäischen Kontinent gehören (die Schweiz, Norwegen, die Länder des Balkans), sowie für die nahegelegenen Inseln (Island). Diese Länder werden der Union beitreten, sobald sie es können (die Länder des Balkans) bzw. sobald sie es wollen (die übrigen Länder), allerdings unter der Bedingung, dass die Union ihrerseits in der Lage ist, sie aufzunehmen, was insbesondere von der Funktionsweise der Institutionen abhängt.

- Auf der anderen Seite stehen die Länder, deren Anspruch auf eine Zugehörigkeit nicht selbstverständlich ist oder die keine europäischen Nachbarn sind. Für die Länder des euro-asiatischen Raums sowie des Mittelmeerraums muss unser erster Ansatz darin bestehen, eine privilegierte Partnerschaft mit ihnen aufzubauen. Wir müssen mit diesen Ländern unter Wahrung unserer jeweiligen Interessen zusammenarbeiten, ohne dabei jedoch Abstriche von unseren Werten zu machen. Es gibt hier meiner Ansicht nach keine Automatismen. Auch wenn alle am Barcelona-Prozess beteiligten Länder aus geographischer Sicht einen Anspruch auf Zugehörigkeit haben, können doch nur jene Länder als privilegierte Partner der Union akzeptiert werden, bei denen Fortschritte im Bereich der Demokratie festzustellen sind.
Ich möchte, dass diese Länder, bei denen sich die Frage stellt, ob sie aufgenommen werden sollen oder nicht, nicht zum Schluss in eine Situation geraten, in der sie vor eine Alles-oder-nichts-Entscheidung gestellt werden: entweder alles von Europa, oder nichts von Europa. Was kann man ihnen anbieten? Zunächst denke ich, dass ein so großer Markt nur dann für uns akzeptabel ist, wenn er nicht zu einer Verschlechterung der Produktqualität und der Kontrollen führt. All jene, die dieser Wohlstandsregion beitreten wollen, in der rund 800 Millionen potentielle Verbraucher leben, müssen meines Erachtens sämtliche Regeln des Binnenmarktes buchstabengetreu übernehmen. Doch wir müssen noch weiter gehen und unseren privilegierten Partnern anbieten, sich bestimmten europäischen Politiken anzuschließen, damit die Union ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung unterstützen kann. Schließlich wäre es auch möglich, bei einigen Forschungs- und Bildungsprogrammen eine umfassendere Zusammenarbeit zu entwickeln. Das Erasmus-Programm gibt es beispielsweise seit nunmehr 20 Jahren. Es ist ein sehr großer Erfolg der Europäischen Union. Wir haben es mit dem Programm Erasmus mundus auf die Studierenden aus Drittländern ausgeweitet – allerdings in einem noch zu geringen Umfang. Ich möchte, dass wir in dieses Programm massiv investieren. Es geht um unser und ihr langfristiges Wachstumspotential. Über den wirtschaftlichen Binnenmarkt hinaus gibt es die Perspektive, Verbindungen im Bereich der Verteidigung aufzubauen, die uns den Aufbau einer gemeinsamen Sicherheitsstruktur ermöglichen würden.

Was hätte es für einen Sinn gehabt, die Europäische Union aufzubauen, wenn sie nicht in der Lage ist, durch ihren positiven Einfluss und ihre vorbildlichen Beziehungen die Stabilität, den Wohlstand und die Demokratie an ihren Grenzen zu begünstigen? Dieses Projekt einer großen von Frieden, Demokratie und wirtschaftlichem Fortschritt geprägten Region müssen wir mit einer Perspektive von 50 Jahren betrachten. Das hat nichts mit Utopie zu tun, sondern ist überaus realistisch. Unser europäisches Projekt kann nur mit Blick auf das geographische Umfeld betrachtet werden. Wir europäischen Völker mussten erst die tragischsten Ereignisse unserer Geschichte überstehen, bevor die Ziele der Römischen Verträge formuliert wurden. Wenn es uns also durch eine „immer engere Union“, wie es in der Präambel des Verfassungsvertrags heißt, gelungen ist, jahrhundertealte Konflikte zu bewältigen, warum sollten wir dann nicht in der Lage sein, mit unseren Nachbarn im Süden und Osten, mit denen wir seit langem Beziehungen unterhalten, eine engere Zusammenarbeit zu organisieren?

Zu diesen Ländern zählt mit der Türkei auch ein sehr großes Land, das unser Nachbar und unser Freund ist und das viele unserer Sicherheitsinteressen und Werte teilt. Aus all diesen Gründen müssen wir unsere Beziehungen zu diesem Land vertiefen, allerdings ohne dabei bis zum vollständigen Beitritt zu gehen. Auch in diesem Punkt darf die Union nicht von der Richtung abweichen, die ihr von ihren Gründern vorgegeben wurde. Ich weiß, dass mich viele darin unterstützen, wenn ich mit allem Nachdruck darauf hinweise, dass ein Land, das Beitrittskandidat ist, zuallererst anerkennen muss, dass der Europäischen Union 25 und nicht 24 Mitglieder angehören. Die Türkei wendet das Zusatzprotokoll von Ankara noch immer nicht an und hat es auch noch nicht ratifiziert. Noch immer verweigert die Türkei Schiffen und Flugzeugen, die in Zypern gestartet sind, den Zugang zu seinen Häfen und Flughäfen, obwohl die Zollunion zwischen der Türkei und der Europäischen Union abgeschlossen ist. Ich habe immer wieder gesagt und werde es auch künftig tun, dass dies nicht akzeptabel ist. Ich fordere dazu auf, dass der Beginn weiterer Beitrittsverhandlungen mit der Türkei ausgesetzt wird, solange sie das Ankaraprotokoll nicht ratifiziert und tatsächlich umgesetzt hat.

(((
3/ Wie lässt sich die Finanzierung der Europäischen Union und der einzelnen Politikfelder modernisieren?

Die Europäische Union braucht nicht nur neue Regeln. Sie benötigt auch ein Minimum an finanziellen Mitteln. Bei der im Dezember 2005 erzielten Einigung über den Haushalt der Europäischen Union für den Zeitraum 2007-2013 wurde für 2008-2009 eine gemeinsame Überprüfung vorgesehen. Diese Gelegenheit müssen wir für eine ehrgeizige Reform des EU-Haushalts nutzen. Beim aktuellen System müssen die europäischen Ausgaben von den nationalen Haushalten übernommen werden. Für die Nettobeitragszahler ist dieses System unlogisch, ungerecht und unerträglich, für die Bürger ist es unverständlich. Die europäischen Ausgaben müssen aus europäischen Mitteln finanziert werden, nach demselben System wie lokale Ausgaben durch lokale Steuern finanziert werden. Das wird eines der wichtigen Themen der französischen Ratspräsidentschaft sein. Es ist bemerkenswert, dass das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente die Initiative zur Zusammenarbeit in diesem Bereich ergriffen haben, um den Regierungen eine Grundlage für ihre Überlegungen zu liefern. Ich möchte mich bei Alain Lamassoure für seine grundlegende Arbeit bedanken, die er in diesem Bereich offen für Neuerungen und konsensorientiert leistet.
Ich teile seine Auffassung, dass eine Reform vor allem von zwei Grundsätzen geleitet sein sollte:

- dem Respekt der steuerpolitischen Souveränität der Staaten, die weiterhin für die Einführung bzw. die Verwendung einer Steuer zuständig bleiben müssen, und

- dem Grundsatz der Konstanz: Die steuerliche Belastung, die öffentlichen Ausgaben und die allgemeinen Kosten bleiben in einem sich entwickelnden Europa konstant. Wenn eine Aufgabe auf die europäische Ebene verlagert wird, darf dies nicht zu einer höheren Belastung für den Steuerzahler führen – im Gegenteil. Der Europäische Rechnungshof sowie die entsprechenden nationalen Einrichtungen verfügen über die notwendigen technischen Mittel, um die Einhaltung eines solchen Grundsatzes zu überprüfen, der meines Erachtens auch in den Verfassungsvertrag aufgenommen werden sollte.

Ich möchte noch einen zweiten Vorschlag bezüglich des Haushalts machen. Ein wesentlicher Unterschied zwischen der Europäischen Union und einem föderalen System besteht in dem sehr geringen Umfang des Gemeinschaftshaushalts, der praktisch ausschließlich die exklusiven Zuständigkeiten der Union betrifft. Doch in vielen Bereichen hängt der Erfolg der europäischen Politik in hohem Maße von der Mobilisierung nationaler Mittel ab. Das trifft selbstverständlich für die Lissabon-Ziele zu: 80 % der einzusetzenden Mittel hängen von nationalen Entscheidungen und nationalen Haushalten ab. Dasselbe gilt auch für die Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik: In diesen Bereichen geben Frankreich und das Vereinigte Königreich sehr viel mehr Geld aus als andere Mitgliedstaaten.

Staats- und Regierungschefs, Abgeordnete und Bürger müssen jedoch darüber informiert sein, wie viel für die Finanzierung der gemeinsamen Ziele ausgegeben wird, unabhängig davon, um welchen Haushaltstitel es sich handelt. Neben dem Gemeinschaftshaushalt, der Spitze des Eisbergs, scheint es mir notwendig zu sein, jedes Jahr eine finanzielle Aufstellung zu machen, in der jeder Mitgliedstaat die Mittel aufführt, die er für die europäische Politik in seinem nationalen Haushalt bereitstellen möchte. Es würde sich in gewisser Weise um einen verdeckten „Zweithaushalt“, der jedoch ohne Zweifel umfangreicher wäre als der sichtbare Teil. Das Ganze hätte nicht nur einen pädagogischen Aspekt, sondern würde auch dazu führen, dass die Anstrengungen des einen oder anderen besser gewichtet würden. Dies wäre ein erster Schritt auf dem Weg zu einer neuen Herangehensweise an die öffentlichen Finanzen in einer multinationalen Einheit mit einer gemeinsamen Währung.

(((
4. Wie kann das politische Leben in Europa modernisiert werden?

Ich bin mit der Art und Weise, wie das politische Leben in Europa organisiert ist, nicht zufrieden. Als das Europäische Parlament 1979 erstmals in allgemeiner und direkter Wahl gewählt wurde, war dies ein großartiger demokratischer Fortschritt. Heute muss jedoch festgestellt werden, dass die Europawahlen keine Gelegenheit für eine kollektive Entscheidung auf europäischer Ebene bieten: Im Vorfeld der Wahlen werden in jedem Mitgliedstaat in erster Linie Fragen von nationaler Bedeutung diskutiert, einen europäischen Wahlkampf gibt es nicht. Das ist der Grund dafür, dass immer mehr Wähler den Sinn dieser Wahlen nicht mehr klar erkennen können und sie als eine Art „demokratische Pflichtübung“ sehen oder einfach ignorieren.

Es handelt sich hier jedoch um einen wichtigen Aspekt, wenn wir wollen, dass sich unsere Mitbürger ernsthaft mit der politischen Debatte über Europa befassen. Wie kann erreicht werden, dass die Wahl zum Europäischen Parlament zu einer wirklich kollektiven Entscheidung auf europäischer Ebene wird?

Ich schlage eine ebenso gewagte wie einfache Lösung vor: Es müsste ermöglicht werden, dass sich die nationalen Listen einer politischen Richtung untereinander zusammenschließen. Auf diese Weise könnten sich die Listen der EVP in Frankreich, Deutschland, Italien oder anderen Ländern zusammenschließen, um gemeinsam ein einheitliches Programm für Europa vorzustellen. Die anderen politischen Parteien könnten ebenso verfahren: SPE, Liberale, Grüne usw. Die Europawahlen böten dann die Gelegenheit zu europäischen Wahlkämpfen, bei denen über europäische Themen gesprochen und für europapolitische Programme geworben würde.

Warum sollte dieser Vorschlag nicht schnell und noch vor den Wahlen 2009 umgesetzt werden können, zumindest für diejenigen Länder, die diesen wichtigen Schritt gehen wollen. Frankreich und Deutschland könnten vorangehen und es ermöglichen, dass die Listen beider Länder zusammengeführt werden. Die Endergebnisse würden auf der Grundlage der in Deutschland und Frankreich erzielten Ergebnisse festgestellt; dabei würden die deutsch-französischen Listenverbindungen durch die Reststimmen zusätzliche Sitze erhalten. Dieses System müsste natürlich allen Ländern offen stehen, die wollen, dass das politische und demokratische Fundament der Europäischen Union an Stabilität gewinnt und ambitionierte Perspektiven ermöglicht. Ich denke dabei vor allem an die Gründungsstaaten sowie an Spanien, Portugal und andere. Es wäre eine freiwillige Entscheidung dieser Länder, ihre Abgeordneten für das Europäische Parlament gemeinsam zu benennen. Dies wäre im Rahmen der geltenden Verträge problemlos möglich.

Ich gehe noch einen Schritt weiter: Ich möchte, dass jede politische Partei, zumindest meine, das heißt die EVP, vor den Europawahlen angibt, welche Frau oder welcher Mann bei einem Wahlsieg der Kommission vorsitzen soll. Die beste Möglichkeit, unseren Mitbürgern ein Mitspracherecht zu geben, besteht darin, ihnen direkten Einfluss auf die Entscheidung über den Kommissionspräsidenten einzuräumen. Auf diese Weise würde jede Wählerstimme die Richtung der Politik Europas für jeweils fünf Jahre mitbestimmen. Dies werde ich meinen Kollegen in der EVP vorschlagen.

Ich halte es für unerlässlich, dass die EVP zu einer echten europäischen Partei wird. Wir müssen die Europawahlen 2009 zusammen mit den Partnern der UMP innerhalb der EVP vorbereiten und nach Antworten auf die strategischen Fragen suchen, die sich die Bürger in Europa stellen und die kein Land effektiv allein klären kann. Der Wahlkampf im Jahr 2009 wird daher Gelegenheit zu einer wirklich tiefgreifenden Debatte über die Zukunft Europas bieten. Die Vertreter der EVP im Europäischen Parlament werden über ein klares demokratisches Mandat verfügen. Aus diesem Grund müssen wir eine politische Initiative starten, um gemeinsam voranzukommen. Daher schlage ich den Schwesterparteien der UMP vor, innerhalb der EVP europapolitische Absprachen zu treffen, um gemeinsame Positionen zu möglichst vielen der folgenden Themen zu entwickeln:

- Einwanderung: Dass ein Raum geschaffen wurde, in dem ein freier Personenverkehr möglich ist, begrüßen wir sehr. Wir haben jedoch noch nicht alle erforderlichen Konsequenzen gezogen. Wir müssen eine europäische Einwanderungspolitik entwickeln und einheitliche Konsulate für die Staaten des Schengen-Abkommens einrichten.

- Umwelt: Wir haben eine grundlegende Verantwortung gegenüber den Bürgern, und zwar vor allem gegenüber der jungen Generation. Wir müssen für die Organisation des Umweltschutzes sorgen.

- Energie: Ich erinnere daran, dass zwei unserer drei Gründungsverträge die Energie betreffen: der EGKS-Vertrag und der Euratom-Vertrag. Dennoch ist es uns seither nicht gelungen, eine echte gemeinsame Energiepolitik nach dem Modell der gemeinsamen Agrarpolitik zu gestalten. Die Europäische Union muss jedoch mit einer Stimme sprechen, wenn sie mit großen Energielieferanten wie Russland verhandelt. Wir müssen gemeinsam dafür sorgen, unsere Abhängigkeit vom Erdöl zu verringern. Die Europäische Union muss sich über gezielte Investitionen in die Produktionsanlagen und die Vernetzung verständigen.

- Wirtschaft und Währung: Wir müssen die Rolle der Politik bei der wirtschaftlichen Gestaltung der Eurozone stärken. Angesichts der riesigen Dollarzone, an die sich die aufstrebenden Volkswirtschaften anschließen, kann sich die Europäische Union nicht länger gleichgültig bezüglich des Eurokurses verhalten. In Artikel 111 des Vertrags ist festgelegt, dass die grundlegenden Richtlinien der Wechselkurspolitik nicht von der Zentralbank sondern mehr oder weniger von den Regierungen vorgegeben werden, nämlich vom Europäischen Rat, der mit qualifizierter Mehrheit entscheidet. Da die Eurogruppe über einen starken und hervorragenden Präsidenten verfügt, verfügt sie über die Legitimation und die Mittel, um diese grundlegende Frage an sich zu ziehen. Ferner ist der Moment gekommen, eine einheitliche Vertretung der Mitgliedstaaten der Eurozone bei allen Verhandlungen und in allen internationalen Gremien sicherzustellen. Auch hier geht es schlicht um die Anwendung der Verträge.

- Europäische Verteidigung: Trotz unbestreitbarer Erfolge ist das außenpolitische Handeln der Europäischen Union noch nicht deutlich genug erkennbar. Wir müssen unsere gemeinsamen Instrumente stärken, wie beispielsweise die Europäische Rüstungsagentur oder den Militärstab der Europäischen Union. Darüber hinaus möchte ich betonen, dass wir zulange damit gezögert haben, den europäischen Katastrophenschutzdienst aufzubauen, den ich schon lange fordere und den Michel Barnier in seinem Bericht empfiehlt. Wie viele Naturkatastrophen sind noch nötig, damit wir endlich eine Entscheidung treffen?

(((
Sehr geehrte Damen und Herren,

2007 wird der fünfzigste Jahrestag der Römischen Verträge begangen. Dieser Anlass wird in Frankreich auch die Gelegenheit für eine umfassende Debatte über Demokratie bieten, bei der ich die Frage nach der Zukunft Europas nicht außen vor lassen werde. Ich möchte meine europäischen Überzeugungen nicht verstecken. Da ich an Europa glaube, bin ich verpflichtet, ein anspruchsvoller Europäer zu sein. 2008 hat Frankreich eine große Verantwortung. Die französische Ratspräsidentschaft muss bei vielen Projekten und Fragen Einigungen und Kompromisse herbeiführen. Wir müssen schon jetzt damit beginnen, uns darauf vorzubereiten./.

PAGE  
Es gilt das gesprochene Wort


1/16

